
der zweiten Bestrafung und der darauf folgenden 
dritten gleichartigen Straftat. Die bürgerliche Recht
sprechung hat bisher stets betont, daß die Frist zwi
schen erster Bestrafung und zweiter Begehung keine 
Rolle spielt. (So beispielsweise die Kommentare von 
D a l c k e ,  O l s  h a u s e n  u n d  E b e r m a y e r - L o b e -  
R o s e n b e r g  zu § 245 StGB). Diese Auffassung wird 
auch von H ü b n e r  in „Materialien zum Strafrecht“, 
Heft 3 (Verbrechen gegen das gesellschaftliche, per
sönliche und private Eigentum), S. 35, vertreten. Dort 
heißt es:

„Der Zeitraum zwischen der Bestrafung der 
ersten und der Begehung der zweiten Tat ist be
liebig. Er braucht daher nicht besonders beachtet 
zu werden.“

Hübner hat allerdings diese Behauptung einfach 
als These der bürgerlichen Rechtsprechung übernom
men, ohne auch nur mit einem Satz zu begründen, 
warum diese Auslegung der bürgerlichen Rechtspre
chung auch heute noch Anwendung zu finden hat. Der 
Senat vermag dieser Auffassung nicht beizutreten. Es 
kann überhaupt zweifelhaft sein, ob es in unserer Ge
sellschaftsordnung erforderlich ist, bei mehrfacher Be
gehung von Diebstahl, Betrug oder Hehlerei Normen 
aufrechtzuerhalten, die bei mehrfacher Begehung straf
verschärfende Umstände festlegen. Dies ist durchaus 
vertretbar bei mehrfach begangenen Verbrechen gegen 
das Volkseigentum (§ 2 Abs. 2 Buchst, b VESchG), da 
diese Bestimmung von dem besonderen Schutz des 
Volkseigentums ausgeht. Hier handelt es sich ja immer 
um besonders schwere Delikte, die die Anwendung des 
Volkseigentumsschutzgesetzes rechtfertigen. Das bürger
liche Strafgesetzbuch dagegen sieht für die Rückfall
delikte strafverschärfende Umstände nur bei Diebstahl, 
Betrug und Hehlerei vor, d. h. bei Eigentumsdelikten. 
Hier tritt also eindeutig der Wille des kapitalistischen 
Gesetzgebers hervor, das kapitalistische Eigentum be
sonders zu schützen. Wenn auch vorläufig noch die den 
Rückfall begründenden Bestimmungen des bürgerlichen 
Strafgesetzbuches Anwendung finden, so ist es doch 
nicht mehr vertretbar, eine bürgerliche Auslegung 
dieser Bestimmungen bedingungslos zu übernehmen.

Wollte man der bürgerlichen Auffassung von der 
Nichtbefristung zwischen der ersten Bestrafung und 
der zweiten Begehung folgen, dann ergäbe sich daraus, 
daß einem Menschen eine Tat als erschwerend anhängt, 
auch wenn er nach Jahrzehnten ein gleichartiges Delikt 
begeht und zum dritten Mal innerhalb der in § 245 
StGB festgelegten Frist einschlägig wird. Es kann aber 
nicht unsere Aufgabe sein, straffällig gewordenen Men
schen dadurch Schwierigkeiten zu bereiten, daß eine 
bestimmte Straftat ihnen eine unbefristete Zeit lang 
nachgetragen wird. Eine möglicherweise notwendige 
härtere- Bestrafung infolge mehrfach begangener De
likte ist ja auch möglich, ohne daß an den starren 
Vorschriften der §§ 244 bzw. 264 StGB im Sinne einer 
bürgerlichen Auslegung festgehalten wird. Der Senat 
ist deshalb der Auffassung, daß bei einer richtigen 
Betrachtung mehrfach begangener einschlägiger Delikte 
die Ansicht der bürgerlichen Rechtsprechung von der 
Nichtbefristung zwischen der ersten Bestrafung und der 
zweiten Begehung keine Geltung mehr haben kann. Er 
hält es für erforderlich, für diesen Zwischenraum die
selbe Begrenzung anzuwenden, wie sie im § 245 StGB 
von der zweiten Bestrafung bis zum Zeitpunkt der Be
gehung der dritten Tat vorgesehen ist.

Im vorliegenden Fall liegen zwischen den Bestrafun
gen von 1931 und 1946 fünfzehn Jahre und zwischen 
den Bestrafungen von 1931 bzw. Verbüßung oder Erlaß 
und der neuen Tat von 1956 sechsundzwanzig Jahre. 
Damit sind die Bedingungen zur Anwendung der Rück
fallbestimmungen nicht mehr gegeben.

Der Protest war deshalb als unbegründet zurück
zuweisen.

A n m e r k u n g :
Der Begründung der vorstehenden Entscheidung 

muß widersprochen werden. Das Bezirksgericht hat 
sehr wohl erkannt, daß seine Entscheidung nicht im 
Einklang mit dem Gesetz, nämlich dem § 245 StGB, 
steht. Es heißt darin: „Die Fassung des § 245 StGB läßt 
allerdings erkennen, daß eine Befristung zwischen 
erster Bestrafung und zweiter Begehung nicht vorge
sehen ist . . Gleichwohl weicht das Bezirksgericht

vom Gesetz ab, indem es sich darauf beruft, die bisher 
allgemein — nicht nur in der bürgerlichen Lehre und 
Rechtsprechung, sondern auch in der sozialistischen — 
vertretene Auffassung sei nicht die Anwendung eines 
unmißverständlichen Gesetzes, sondern eine Auslegung. 
Mit der Frage der Fristen des § 245 StGB hatte sich das 
ehern. Reichsgericht bereits im ersten Band seiner Ent
scheidungen in Strafsachen (S. 246 ff.) auseinander
gesetzt und dargelegt, daß der Sinn des § 245 um so 
einleuchtender sei, „als im ersten Satz desselben von 
den früheren Strafen‘ die Rede ist, im zweiten Satz 
dagegen die im Verhältnis zum jetzt abzuurteilenden 
neuen Diebstahl verbüßte letzte Strafe als Ausgangs
punkt der Berechnung für den entscheidenden zehn
jährigen Zwischenraum angeordnet wird“. Das Reichs
gericht fügt hinzu, daß solcher unzweideutigen Fassung 
des Gesetzes gegenüber dem Unternehmen einer logi
schen oder geschichtlichen Auslegung jeder rechtferti
gende Anlaß fehle. Diese Auffassung ist zutreffend. 
Es kann auch hier nur wiederholt werden, was unlängst 
(NJ 1957 S. 190) in einer Anmerkung zu hinem Urteil 
des Kammergerichts ausgeführt wurde, daß nämlich im 
klaren Wortlaut des Gesetzes die Auslegung ihre 
Grenze zu finden habe.

Verdienstvoll ist es jedoch, daß das Bezirksgericht 
auf die Hintergründe der im StGB enthaltenen Be
stimmungen über die Strafverschärfung bei Rückfall 
hinweist. Ein Blick auf die Entstehung des StGB zeigt, 
daß das Bezirksgericht zutreffend erkannt hat, daß der 
bürgerliche Gesetzgeber das kapitalistische Eigentum 
besonders zu schützen bemüht war. Die Strafgesetz
bücher der deutschen Länder, als Vorgänger des „Straf
gesetzbuches für das deutsche Reich" vom Jahre 1871, 
sahen den Rückfall als allg. Strafe er schärf ungsgrwnd 
an; diese Bestimmungen wurden aufgehoben, da man 
der Ansicht war, daß bei den meisten Delikten der 
Strafrahmen ausreiche, um auch hartnäckige und rüde- 
fällige Rechtsbrecher ausreichend zu bestafen. Nur 
hinsichtlich der Eigentumsdelikte und der mit ihnen 
im Zusammenhang stehenden Hehlerei wurden Aus
nahmen gemacht. So heißt es in den Materialien zum 
StGB (Stenographische Berichte über die Verhandlun
gen des Reichstages des Norddeutschen Bundes,
4. Band, Berlin 1870, S. 121/2) ausdrücklich, daß in den 
Fällen des Raubes und der räuberischen Erpressung 
der erste, bei Diebstahl, Betrug und Hehlerei aber der 
wiederholte Rückfall mit schwereren Strafen bedroht 
werden müsse als die erste Begehung, „weil erfahrungs
gemäß bei diesen strafbaren Handlungen die Wieder
holung auf einer eingewurzelten Neigung zu Eingriffen 
in fremdes Eigentum beruht“. Nicht also — wie bisher — 
sollten die „eingewurzelten Neigungen“ zu bestimmten 
Verbrechen — z. B. auch Körperverletzungen, Sexual
delikten usw. — durch höhere Strafandrohungen be
kämpft .werden, sondern nur dann, wenn sich diese 
Neigungen gegen das Eigentum richteten — das Eigen
tum, das schon Heinrich Heine in seinen „Wander
ratten“ ironisch als das „Palladium des sittlichen Staa
tes“ bezeichnet hatte. Die bourgeoise Heuchelei der Ab
geordneten des Reichstages des Norddeutschen Bundes 
enthüllt sich mit dieser Begründung in voller Deut
lichkeit, konnte es ihnen doch nicht zweifelhaft sein, 
daß die „Neigungen“ Zu den Eingriffen in fremdes 
Eigentum ihre Wurzel in den sozialen Verhältnissen 
ihrer Zeit, insbes. in den damals sich verschärfenden 
Wirtschaftskrisen und der durch Sie hervorgerufenen 
Arbeitslosigkeit hatten.

Die vom Bezirksgericht an den von Hübner verfaßten 
„Materialien zum Strafrecht“ (Besonderer Teil, H e f t  3, 
Verbrechen gegen das gesellschaftliche, persönliche und 
private Eigentum) geübte Kritik geht daher insofern 
nicht völlig fehl, als von sozialistischem Lehrmaterial 
zu erwarten gewesen wäre, daß es auf die Hintergründe 
der aus kapitalistischer Zeit übernommenen Vorschrif
ten über die Rückfallbestrafungen eingeht.

Die Erkenntnisse über den Klassencharakter der 
§§ 244, 245, 250 Abs. 1 Ziff. 5, 261 und 264 StGB können 
aber weder dazu führen, diese Bestimmungen über
haupt nicht mehr anzuwenden, noch Teile von ihnen 
mittels der Rechtsprechung abzuändern. Das Straf
gesetzbuch ist von der Deutschen Demokratischen Re
publik sanktioniert. Aus den Vorbemerkungen der 
einzelnen Auflagen der vom Ministerium der Justiz 
herausgegebenen Textausgabe ergibt sich, daß der
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